
§ 8
(1) Die Ziele der Vereinigung sind durch ihre Organe und Mitglieder so zu ver­
wirklichen, daß die Interessen der Mitglieder gewahrt und die berechtigten Inter­
essen Dritter nicht verletzt werden.
(2) Für Schäden, die Dritten durch das Handeln der Organe oder Vertreter in 
Ausübung der Tätigkeit der Vereinigung entstehen, ist diese nach den Vorschrif­
ten des Zivilrechts verantwortlich. Der Schadenersatzanspruch richtet sich ge­
gen die Vereinigung. Die Regelungen des Statuts haben keinen Einfluß auf die 
Verpflichtung der Vereinigung, Schadenersatz zu leisten.
(3) Die Vereinigung haftet mit ihrem Vermögen. Die Mitglieder haften nicht mit 
ihrem persönlichen Eigentum für Ansprüche gegen die Vereinigung.
(4) Mitglieder des Vorstandes oder andere Bevollmächtigte, die ihre Befugnisse 
überschreiten, sind der Vereinigung für einen dadurch entstandenen Schaden 
verantwortlich.

§ 9  .
(1) Die Vereinigung kann sich durch Beschluß der Mitgliederversammlung auf- 
lösen. Für den Beschluß ist eine Mehrheit von % der Mitglieder bzw. Delegierten 
erforderlich, soweit das Statut nichts anderes bestimmt. Der Beschluß über die 
Aulösung ist dem für die Registrierung zuständigen Kreisgericht schriftlich zu 
übersenden.
(2) Für die Abwicklung gilt die Vereinigung als fortbestehend. Die vermögens­
rechtlichen Angelegenheiten hat der Vorstand zu regeln. Er bleibt in diesem Um­
fang handlungsfähig und verantwortlich. Der Vorstand ist insbesondere ver­
pflichtet,
a) Forderungen der Vereinigung gegenüber Dritten geltend zu machen,
b) Verpflichtungen gegenüber den Gläubigern der Vereinigung zu erfüllen,
c) Anteile des Vermögens, die aus öffentlichen Mitteln finanziert wurden, an den 
Haushalt des zuständigen staatlichen Organs zurückzuführen,
d) das Restvermögen der Vereinigung nach Vereinnahmung der Forderungen 
und Begleichung der Verbindlichkeiten gemäß Buchstaben а bis c entsprechend 
den Festlegungen im Statut zu verwenden.
(3) Fehlt im Statut eine Festlegung entsprechend Abs. 2 Buchst, d, fällt das Ver­
mögen, wenn die Vereinigung ausschließlich den Interessen der Mitglieder dien­
te, an die Mitglieder, die zur Zeit der Auflösung der Vereinigung angehören. So­
weit sie gemeinnützigen oder anderen Zwecken diente, fällt das Vermögen an 
den Haushalt des staatlichen Organs, in dessen Bereich die Vereinigung ihren 
Sitz hat.
(4) Fällt entsprechend den Bestimmungen dieses Gesetzes das Vermögen 
einer Vereinigung an den Haushalt des zuständigen staatlichen Organs, finden 
die Bestimmungen des §369 Absätze 2 und 3 des Zivilgesetzbuches entspre­
chende Anwendung.
(5) Die Auflösung der Vereinigung ist durch den Vorstand bzw. das in Abs. 7 ge­
nannte Gremium unverzüglich öffentlich bekanntzumachen. In der Bekanntma­
chung sind die Gläubiger zur Anmeldung bestehender Ansprüche aufzufordern. 
Die Bekanntmachung wird 2 Tage nach der ersten Veröffentlichung rechtswirk­
sam. Bekannte Gläubiger sind durch besondere Mitteilung zur Anmeldung von 
Ansprüchen aufzufordern. Das Restvermögen der Vereinigung gemäß Abs. 2
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